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In den Turbulenzen der letzten Jahre haben Debatten um Europas Rolle in 

der Friedens- und Sicherheitspolitik zugenommen. Die Diskussion über die 

häufig geforderte europäische strategische Autonomie sollte sich vorrangig  

an dreierlei orientieren: an nicht-militärischen Herausforderungen innerer 

und äußerer Sicherheit, zivilen Instrumenten, um diese zu bearbeiten, und 

nicht zuletzt einem klaren sicherheitspolitischen Kompass. 

4.1 	�� Institutionelle Friedenssicherung: die Trends

Die europäische Friedens- und Sicherheitspolitik ist eingebettet in ein komplexes  

System multilateraler Friedenssicherung (→ Coni-Zimmer et al. 2018). Die Vereinten 

Nationen (VN) spielen aufgrund ihrer Verantwortung für den Weltfrieden eine zentrale 

Rolle, sind aber aktuell durch die Blockade wichtiger Mitgliedsstaaten, eine anhaltende 

Finanzkrise und die offene Infragestellung von Grundpfeilern der regelbasierten inter-

nationalen Ordnung, auch durch westliche Staaten, in ihrem Handlungsspielraum ein

geschränkt (→ Bethke et al. 2019; Lupel 2019). Der Beitrag von Regionalorganisationen 

für eine effektive und erfolgreiche Friedenssicherung wird zukünftig also noch wichtiger.

Regionalorganisationen führen bereits einen Großteil der laufenden Friedensmissionen 

aus. Zwar erfolgen nahezu alle Missionen mit VN-Autorisierung und die VN stellen deut-

lich mehr Personal, insgesamt ist das Engagement von Regionalorganisationen aber 

unverzichtbar geworden (→ Smit et al. 2020: 2) → 1 /56.

Regionale Sicherheitsorganisationen weisen große Unterschiede in ihren Mandaten, 

Arbeitsweisen und dem Grad der Integration auf. Diese Unterschiede beeinflussen bei-

spielsweise, ob Entscheidungsprozesse Einstimmigkeit verlangen und inwieweit die 

Organisationen militärisches oder ziviles Personal in Friedenseinsätze entsenden. Mili-

tärisch ist vor allem die NATO aktiv, während insbesondere EU und OSZE auch in größe-

rem Umfang ziviles Personal entsenden (→ Smit et al. 2019: 8-9). Daneben betreibt die 

EU etwa in Afrika auch Kapazitätsentwicklung und unterstützt seit vielen Jahren den 

Auf- und Ausbau der afrikanischen Friedens- und Sicherheitsarchitektur. Mit einzelnen 

Regionalorganisationen 

werden wichtiger für  

die Friedenssicherung
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Regionalorganisationen pflegen die VN eine gute Zusammenarbeit, etwa über regelmä-

ßige Briefings mit der OSZE oder jährliche Treffen mit der EU. Gemeinsame Missionen, 

wie die 2020 nach 13 Jahren beendete Hybridmission von VN und Afrikanischer Union 

(AU) in Darfur (UNAMID), zeigen, dass die Zusammenarbeit auch auf operativer Ebe-

ne erfolgreich sein kann. Erforderlich ist aber eine stärkere Koordination zwischen VN 

und Regionalorganisationen. Die Schwerpunkte der jeweiligen Organisationen sollten 

enger aufeinander abgestimmt werden. Durch eine verbesserte Koordination zwischen 

den Organisationen lassen sich die Wirksamkeit und Leistungsfähigkeit multilateraler 

Friedensicherung stärken.

Die europäische Sicherheitsarchitektur galt lange Zeit als Erfolgsmodell gelungener regio-

naler Friedenssicherung (→  Coni-Zimmer et al. 2018: 113). Sie war und ist durch ein 

dichtes und komplexes Netz von Sicherheitsorganisationen mit überlappenden Mitglied-

schaften und Verantwortlichkeiten geprägt. Dies hat in der Vergangenheit zu Konkur-

renz und gegenseitigen Blockaden geführt, aber auch Kooperation und eine in Teilen 

funktionale Arbeitsteilung ermöglicht, bei der die jeweiligen Schwerpunkte von OSZE, 

NATO und EU komplementär zueinander existierten.

Militär Polizei Zivil Gesamt

VN Peacekeeping Missionen 68.677 6.877 3.807 79.361

VN Sondermissionen 1.180 97 1.099 2.376

VN gesamt 69.857 6.974 4.906 81.737

Hybridmission UNAMID (VN/AU) 4.332 2.150 630 7.112

Afrikanische Union 19.586 718 66 20.370

ECOWAS 1.248 410 0 1.658

EU 1.612 / 1.073 2.685

NATO 20.624 0 0 20.624

IGAD 0 0 86 86

OAS 0 0 29 29

OSZE 0 0 1.117 1.117

Regionalorganisationen gesamt 43.070 1.128 2.371 46.569

Ad-hoc Koalitionen 2.235 3 125 2.363

119.494 10.255 8.032 137.781

34	 Personalumfang regionaler und internationaler Friedensoperationen
	

Bei der EU können die Zahlen für ziviles Personal auch uniformierte Polizei beinhalten.

Koordination  

zwischen VN und  

Regionalorganisationen  

verbessern

Quelle → 4 /134
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In den vergangenen Jahren haben sich die Rahmenbedingungen für die gesamteuropä

ische Sicherheitslandschaft jedoch grundlegend geändert. Die Beziehungen zu Russland 

sind so schlecht wie nie zuvor seit dem Kalten Krieg. Russland hat die Krim annektiert, 

fördert den Krieg in der Ostukraine und zielt offen darauf ab, die EU zu schwächen. 

Andererseits hat der Westen es nicht vermocht, Russland in europäische Sicherheits-

strukturen einzubinden → 1 /62–71. Die transatlantischen Beziehungen wiederum haben 

nicht erst seit der Präsidentschaft von Donald Trump massiv unter einem lahmenden  

Interesse der USA an einer engen und vertieften Zusammenarbeit im Bündnis sowie  

divergierenden Vorstellungen über das Engagement der europäischen Staaten gelitten. 

Die Diskussion um die Verteidigungsausgaben der NATO-Mitglieder wird auch unter  

Präsident Biden das transatlantische Verhältnis prägen, ebenso Differenzen im Umgang 

mit China → F /28, Iran, oder Russland. Schließlich stellt auch die derzeitige Krise der 

EU, intensiviert durch den Austritt Großbritanniens und den anhaltenden Erfolg popu-

listischer Regierungen, das Friedensprojekt Europa vor ungeahnte Herausforderungen.

35	 Organisationslandschaft institutioneller Friedenssicherung in Europa
	

OSZE

Vereinte Nationen

EU

Andorra

Armenien

Aserbaidschan

Belarus

Bosnien & 
Herzegowina

Georgien

Heiliger Stuhl

Kasachstan

Kirgistan

Liechtenstein

Moldawien

Monaco

Mongolei

Russland

San Marino

Schweiz

Serbien

Tadschikistan

Turkmenistan

Ukraine

Usbekistan

Finnland

Irland

Malta

Österreich

Schweden

Zypern

Albanien

Island

Kanada

Montenegro

Nordmazedonien

Norwegen

Türkei

Vereinigtes Königreich

Vereinigte Staaten

Luxemburg

Niederlande

Polen

Portugal

Rumänien

Slovakei

Slovenien

Spanien

Tschechien

Ungarn

Belgien

Bulgarien

Dänemark

Deutschland

Estland

Frankreich

Griechenland

Italien

Kroatien

Lettland

Litauen

NATO

Quelle → 4 /134

https://doi.org/10.14361/9783839457863-014 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.14361/9783839457863-014
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/


122

4

2021  / Was will Europa? Strategische Autonomie aus friedenspolitischer Perspektive /  
institutionelle friedenssicherung

Die europäischen Sicherheitsinstitutionen müssen darum ihre jeweiligen Aufgaben und 

Rollen klären und gemeinsam neue Mechanismen für eine funktionierende und kohä-

rente Kooperation entwickeln. Aus den Erfahrungen der vergangenen 30 Jahre ließe 

sich lernen, wie Organisationen stärker kooperieren und Konflikte vermeiden können. 

Gelingt eine programmatische Neuorientierung von OSZE, NATO und EU, die indivi-

duelle Profile stärkt und gemeinsame Herausforderungen fokussiert, lässt sich eine 

(neue) funktionale Arbeitsteilung für die europäische Sicherheit erreichen. In diesem Ka-

pitel analysieren wir zunächst, wie die Aufgabenprofile von OSZE und NATO künftig 

gestaltet werden sollten. Daran schließt eine ausführliche Diskussion der europäischen 

strategischen Autonomie und ihrer friedenspolitischen Ausrichtung an.

DIE OSZE FÜR DEN DIALOG MIT RUSSLAND NUTZEN

Als die einzige inklusive und konsensbasierte europäische Sicherheitsorganisation leidet 

die OSZE besonders unter den Spannungen in Europa. Routineartige gegenseitige An-

schuldigungen durch Russland und westliche Staaten vergiften die Atmosphäre in der 

Wiener Hofburg. Hinzu kommt, dass viele Staaten östlich wie auch westlich von Wien 

kurzsichtig ihre eigenen Interessen verteidigen und die Fähigkeit der OSZE untergraben, 

Beschlüsse zu fassen. 2020 erlebte die OSZE eine ihrer schwersten Krisen. Von Juli bis 

Dezember blieben die vier exekutiven Spitzenpositionen der OSZE – Generalsekretär, 

Direktor des Büros für Demokratische Institutionen und Menschenrechte (BDIMR), 

Hoher Kommissar für nationale Minderheiten (HKNM) und Beauftragter für die Medien

freiheit – unbesetzt. Erst auf dem Ministerratstreffen Anfang Dezember 2020 konnte 

man sich auf eine neue Besetzung einigen, unter anderem auf die deutsche Spitzendip-

lomatin Helga Schmid als neue Generalsekretärin und den ehemaligen kasachischen 

Außenminister Kairat Abdrachmanow als HKNM.

Dennoch kann die OSZE dazu beitragen, die Spannungen abzubauen. So wäre derzeit 

keine andere internationale Organisation in der Lage, die Besondere Beobachtungsmis-

sion (SMM) in der Ukraine zu betreiben. Um die OSZE als Forum für Verhandlungen 

insbesondere zwischen westlichen Staaten und Russland besser zu nutzen, bedarf es 

einer Abkehr von der Devise „No business as usual“. Schweden, Polen, die baltischen 

Staaten oder die USA unter Präsident Trump haben nach der Krim-Annexion und dem 

russischen Eingreifen in der Ostukraine ihre Kommunikation mit der russischen Re-

gierung auf Kritik und Sanktionen reduziert. Die Rückgabe der Krim an die Ukraine zur 

Voraussetzung für Verhandlungen zu machen wird aber keine Probleme lösen, sondern 

erhöht das Risiko, dass militärische Spannungen zwischen NATO und Russland zu einer 

ungewollten Eskalation führen.

Zielführender ist eine pragmatische Politik, die Realitäten anerkennt, ohne die Kritik 

an der Verletzung von Normen aufzugeben. Westliche Staaten sollten mit Russland 

dort kooperieren, wo gemeinsame Interessen dies erlauben. Die Ergebnisse einer Ver-

ständigung zwischen den westlichen Staaten und Russland könnten am besten auf  

Profile von OSZE, 

NATO und EU schärfen 

und Arbeitsteilung  

verbessern

Pragmatische Politik 

gegenüber Russland 

ohne eigene Normen 

aufzugeben
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einem Gipfeltreffen 2025, also 50 Jahre nach der Verabschiedung der Schlussakte von 

Helsinki, angenommen werden. Eine solche Verständigung sollte einschließen:

·	 eine Formel, die den grundlegenden Dissens über den Status der Krim festhält, 

ohne Kooperation in anderen Fragen unmöglich zu machen;

·	 eine Entschärfung des Konflikts in der Ostukraine gemäß der beiden Minsker  

Abkommen vom September 2014 und Februar 2015;

·	 neue vertrauens- und sicherheitsbildende Maßnahmen, um militärische Zwischen-

fälle insbesondere in der Ostsee- und Schwarzmeerregion zu verhindern;

·	 eine Formel zum Verhältnis zwischen den beiden Integrationsorganisationen EU 

und Eurasische Wirtschaftsunion;

·	 und schließlich ein Dialog über jene Normen, die für eine kooperative europäische 

Sicherheitsordnung konstitutiv sind. Dies betrifft insbesondere den Gewaltverzicht 

sowie das Verhältnis zwischen der Freiheit, die jeweilige (Sicherheits-)Organisation 

wählen zu können, und der Berücksichtigung der legitimen Sicherheitsinteressen 

anderer Staaten.

Ein pragmatischer Kurs, der Gespräche über diese Punkte ermöglicht, wird derzeit eher 

von einer relevanten Minderheit der westlichen OSZE-Staaten vertreten, zu der Deutsch-

land, Österreich, die Schweiz und südliche EU- und NATO-Staaten zählen, während 

eine Mehrheit noch am Krim-Junktim festhält. In Deutschland gibt es einen breiten 

Konsens im Bundestag, die OSZE zu stärken und besser zu nutzen. Ein gemeinsamer 

Antrag der Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen vom November 

2020 fordert die Bundesregierung auf, sich für ein OSZE-Gipfeltreffen 2025 einzusetzen 

und unterstützt Initiativen in den zentralen Aufgabenfeldern der OSZE → 1 /72.

BIDEN UND DIE ZUKUNFT DER NATO

Innerhalb der NATO verbesserte sich die Tonlage mit der Wahl Joe Bidens. Die Krisen-

anfälligkeit der Allianz aber bleibt. Der französische Präsident Emmanuel Macron hatte 

sie deshalb schon für hirntot erklärt. Sie könne die „neo-osmanischen“ Alleingänge der 

Türkei nicht eindämmen und leide grundsätzlich unter großer Heterogenität der norma-

tiven Orientierungen und Interessen zwischen ihren nach Osten und nach Süden blicken-

den Mitgliedsstaaten. Im Zentrum der Krise standen aber Trump und seine Weigerung, 

die Lasten der Führungsmacht weiterhin zu schultern. Nicht überraschend also, dass 

die europäischen Bündnispartner hohe Erwartungen an Biden knüpfen. Rhetorisch er-

füllt er diese. In einer Grundsatzrede auf der Münchener Sicherheitskonferenz bekannte 

er sich uneingeschränkt zur NATO, fügte dann aber hinzu, die USA begrüßten wachsende 

europäische Investitionen in militärische Kapazitäten und die gemeinsame Verteidigung. 

Europäische  

Bündnispartner setzen 

hohe Erwartungen in 

neuen US-Präsidenten
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Kritischer als der bleibende Streit um die Lastenteilung sind zwei strukturelle Trends: 

die Erosion des internationalistischen Konsenses in den USA und der beginnende 

Großmachtkonflikt mit China, der absehbar mit einer Verlagerung der US-amerikani-

schen Kapazitäten einhergehen wird → F.

Vor diesem Hintergrund hatte die NATO eine „Reflexionsgruppe“ eingesetzt. Ihr Be-

richt vom November 2020 soll die Grundlage für ein neues strategisches Konzept legen. 

Allerdings spiegelt der Bericht eher den kleinsten gemeinsamen Nenner der Autoren 

aus zehn NATO-Staaten wider. Die 138 Empfehlungen lassen sich in drei zentralen 

Punkten zusammenfassen: Erstens solle sich die NATO globaler ausrichten, um den 

vielfältigen Bedrohungen durch ein aggressives Russland, ein als systemischer Rivale 

charakterisiertes China und durch Instabilität an der südlichen Flanke zu begegnen. 

Um die Zustimmung der Bürger zu sichern und hybride Herausforderungen quer über 

die Felder Sicherheit und Wirtschaft hinweg zu beantworten, solle sie sich zweitens 

stärker um Themen wie die Resilienz demokratischer Gesellschaften kümmern → 5. 

Drittens solle sie politischer werden, indem sie ihre Mitglieder mittels eines „code of 

good conduct“ auf demokratische Prinzipien verpflichtet und darauf dringt, dass sie die 

NATO wieder als zentrales Forum für die sicherheitspolitische Konsultation begreifen.

Das dritte Empfehlungsbündel fordert ein, was jahrzehntelang als Erfolgsrezept der 

NATO galt. Der Reflexionsgruppe ist darin zuzustimmen, dass es aufgrund der unter-

schiedlichen Erfahrungen und Interessenlagen der Mitgliedsstaaten bestenfalls darum 

gehen kann, durch frühzeitige Konsultation Kompromisse zu ermöglichen. Dazu bedarf 

es aber entschlossener Führung, und die kam traditionell von den USA. In der zweiten 

Empfehlung klingt das Interesse von Organisationen an, ihre Aufgaben auszuweiten. 

Die NATO kann sich durchaus um die Klimabilanz militärischer Einrichtungen küm-

mern oder russische Propaganda über ihre Rolle richtigstellen. Darüber hinaus wäre 

aber zu fragen, worin der komparative Vorteil einer militärischen Allianz bei der Siche-

rung gesellschaftlicher Resilienz besteht.

Das erste Empfehlungsbündel ist das kritischste. Russland gegenüber soll die Strategie von  

Abschreckung und Dialog fortgeführt werden. Abgesehen vom Bekenntnis zur Rüstungs-

kontrolle wird jedoch nicht dargelegt, worin der Dialog bestehen sollte. Das Papier befür-

wortet regelmäßige Konsultationen über chinesische Aktivitäten mit sicherheitspoliti-

scher Relevanz. Die beiden Vorsitzenden der Gruppe schlagen zudem ein gegen China 

gerichtetes Exportkontrollregime vor, ähnlich dem früheren Koordinationsausschuss 

für Ost-West-Handel (COCOM), und wecken so die Erwartung, dass dieses Vorgehen in 

den Zuständigkeitsbereich der NATO fällt. Damit droht nicht nur ein sicherheitspolitisch 

verengter Blick auf Themenfelder wie industriepolitische und digitale Regulierung, son-

dern auch eine Marginalisierung der für diese Themen zuständigen EU. Statt innerhalb 

der NATO über China zu reden, wäre es angemessener, den europäisch-amerikanischen  

Dialog zu führen → F /45. Schließlich bestimmt der Bericht den Kampf gegen den Terro-

rismus als Kernaufgabe des Bündnisses, ohne das Phänomen Terrorismus zu definieren.

NATO soll globaler  

werden, gesellschaftliche 

Resilienz stärken und 

Mitglieder auf demo

kratische Prinzipien  

verpflichten

Empfehlungen der  

Reflexionsgruppe  

überdehnen Zuständigkeit 

der NATO
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Zu der eigentlichen Herausforderung, dem partiellen Rückzug der USA und dessen  

Folgen, sagt der Bericht wenig. Wenn die sicherheitspolitische Stabilität in Westeuropa  

in der Vergangenheit von der Führungsleistung der USA abhing, geht es in Zukunft um 

stärkere europäische Eigenverantwortung. Die Krise der NATO wird so zur Chance der 

EU, Sicherheit und Frieden nach innen und außen besser zu organisieren.

4.2 	�� Europäische strategische Autonomie  
friedenspolitisch grundieren

Europa muss in Zukunft autonomer und strategischer handeln, um seine innere und 

äußere Sicherheit zu gewährleisten. Damit europäische strategische Autonomie aber 

mehr ist als nur der Aufbau militärischer Kapazitäten, muss Deutschland in dieser  

Debatte klare friedenspolitische Akzente setzen. Dafür ist in einem ersten Schritt die 

kontroverse Diskussion zur europäischen strategischen Autonomie zu entgiften und 

europäische Sicherheit auch weiterhin transatlantisch zu denken. Die Debatten der 

vergangenen vier Jahre waren wenig zielführend und hatten mehr Zerwürfnis als Kon-

sens zur Folge.

Die Wahl Donald Trumps und die Abkehr vom transatlantischen Verhältnis unter seiner 

Regierung hat in Europa die Frage nach unabhängigen Handlungsmöglichkeiten neu 

entfacht. Vor diesem Hintergrund ging es bislang jedoch weniger darum, ein gehaltvolles 

Verständnis des europäischen Gestaltungsanspruches zu definieren. Vielmehr gab es 

eine toxische Debatte darüber, ob man für oder gegen „strategische Autonomie“ der EU 

sei. Zugrunde lagen dabei zwei unterschiedliche Konzeptionen von Autonomie: Während 

Befürworter in erster Linie argumentieren, die EU müsse mehr Autonomie gewinnen, 

um handlungsfähiger zu werden, warnten die Gegner vor Autonomiebestrebungen, die 

eine Entkopplung europäischer von der US-amerikanischen Sicherheit anvisieren. In 

beiden Strängen unterscheidet sich folglich – und durchaus paradoxerweise – auch der 

angenommene Referenzpunkt für europäische strategische Autonomie. Befürwortern 

geht es um mehr Handlungsfähigkeit für die EU innerhalb des in Artikel 42 des Lissa-

bonner Vertrages definierten Rahmens der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungs-

politik (GSVP). Die Abkopplung von den USA gehörte somit nie zu den Zielen der Befür-

worter, ebenso wenig wie eine Rolle für die EU in der kollektiven Verteidigung. Gegner 

jedoch unterstellen in erster Linie Bestrebungen zu genau dieser Entkopplung und ge-

hen in ihrer Argumentation daher weit über die GSVP hinaus (→ Kunz 2020; Major/

Mölling 2020).

Seit 2017 war vor allem Frankreichs Präsident Macron Taktgeber der Debatte und er-

klärte Frankreich selbstbewusst zum „Motor“ der europäischen strategischen Autono-

mie. Nicht nur in Deutschland stieß das französische Werben auf taube Ohren. Ins

gesamt lässt sich in Europa eine Spaltung der EU-Mitgliedsstaaten in grob zwei Lager 

beobachten. Der entscheidende Faktor ist dabei die Bedrohungswahrnehmung, die  

Vergiftete Debatte über 

strategische Autonomie 

der EU
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bestimmend ist für die Bereitschaft zu ambitionierterer Verteidigungszusammenarbeit 

in der EU. So sind diejenigen Staaten, die vor allem eine Bedrohung aus Russland wahr-

nehmen, gleichzeitig die überzeugtesten Transatlantiker. Aus ihrer Perspektive kann 

eine stärkere Sicherheitskooperation im Rahmen der EU die Sicherheitsgarantien der 

USA nicht ersetzen. Ihre Bereitschaft, knappe Ressourcen in die GSVP zu investieren, 

deren Auftrag gerade nicht die kollektive Verteidigung ist, ist folglich begrenzt. Dieser 

Gruppe gehören in erster Linie die nördlichen und östlichen EU-Mitgliedsstaaten an. 

Die zweite Gruppe der EU-Mitglieder sieht Frieden und Stabilität vor allem durch die 

Herausforderungen in Europas südlicher Nachbarschaft geprüft – durch die Kriege in 

Syrien und Libyen, durch die Herausforderungen des islamistischen Terrorismus und 

durch die anhaltende Spannung im Mittelmeer. Diesen Staaten geht es vor allem darum, 

der EU Handlungsfähigkeit zu verschaffen. Der lauteste Vertreter dieses Lagers ist 

Frankreich, doch auch Italien oder Spanien teilen viele der französischen Sichtweisen.

Deutschland hat in dieser konzeptionellen Debatte keine Partei ergriffen. Pragmatis-

mus und Brückenbildung innerhalb Europas war das oberste Motto deutscher Friedens- 

und Sicherheitspolitik. Zum einen steht deutsche Verteidigungspolitik für die andau-

ernde Einbindung der USA. Zum anderen wusste man in Berlin, dass das Konzept der 

europäischen strategischen Autonomie im Osten und Nordosten Europas auf vehemente 

Ablehnung stoßen würde. Gleichzeitig bleibt Berlin grundsätzlich gewillt, in die GSVP 

zu investieren.

Unter der Präsidentschaft von Joe Biden stehen amerikanische Sicherheitsgarantien nicht 

länger zur Disposition und die Debatte um die Bedeutung von Europas strategischer 

Autonomie kann entgiftet werden, wenn sie nicht im Widerspruch zum transatlantischen 

Verhältnis gedacht wird. Für die Bundesregierung ist das eine Möglichkeit, sich mit der 

eigentlichen Frage zu beschäftigen, wie sich mehr unabhängige Handlungsfähigkeit  

erreichen lässt und welche Balance zwischen institutioneller, militärischer und ziviler 

Friedenssicherung nötig ist. Dafür muss die Bundesregierung zusammen mit europä

ischen Partnern die Architektur gesamteuropäischer Sicherheit auf die politische Agen-

da setzen. Die bisherige Fokussierung auf Verteidigungspolitik hat den politischen 

Blick stark auf das zukünftige Verhältnis zwischen EU und NATO gerichtet. Zweifels-

ohne sind auch nach Jahrzenten der Kooperation noch Potenziale zu schöpfen. Doch 

die Rolle der EU für das Gefüge kooperativer Sicherheit in Europa bleibt so völlig unter-

belichtet. Ohne eine langfristige Einbindung Russlands ist keine nachhaltige Sicherheit 

in Europa zu erreichen. Die Bundesregierung muss diese institutionellen Fragen gesamt-

europäischer Sicherheit stärker in den Blick nehmen.

Europas  

Sicherheitsarchitektur 

muss auf die politische 

Agenda
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FRIEDENSPOLITISCHE PRIORITÄTEN  

EUROPÄISCHER STRATEGISCHER AUTONOMIE

Die Debatte um europäische strategische Autonomie war bislang zu sehr auf klassische 

verteidigungspolitische Fragen fokussiert. Neben der Entwicklung militärischer Kapa-

zitäten sind weitere zentrale Facetten strategischer Autonomie zu diskutieren, die au-

ßerhalb des verteidigungspolitischen Spektrums liegen. Insbesondere drei Prioritäten 

können die Debatte sinnvoll erweitern: Eine umfängliche Diskussion sollte nicht-mili-

tärische Herausforderungen innerer und äußerer Sicherheit viel stärker als bisher in 

den Blick nehmen, ebenso wie zivile Instrumente, diese zu bearbeiten. Nicht zuletzt 

braucht das Konzept der europäischen strategischen Autonomie einen klaren sicher-

heitspolitischen Kompass.

Großbritannien, ein sicherheitspolitisches Schwerge­

wicht, hat 2020 die EU verlassen. Das wird Auswirkungen 

auf die Sicherheits- und Verteidigungspolitik der EU  

haben. Großbritannien ist nicht nur Ständiges Mitglied 

im VN-Sicherheitsrat und Nuklearmacht, sondern ver­

fügte auch über rund 25 % der strategischen Schlüssel­

fähigkeiten in der EU und stellte rund 20 % des Streit­

kräftekatalogs für EU-Einsätze.

Allerdings hatte Großbritannien schon bisher diese  

Fähigkeiten kaum in den Dienst der EU gestellt. Bis 2015 

entsandte die EU über 12.000 Militärangehörige in Ein­

sätze, davon waren aber nur 110 aus Großbritannien. Die 

britische Regierung widersetzte sich auch symbolträch­

tigen Projekten für eine größere Eigenständigkeit der 

EU, wie der Schaffung eines eigenen Operationshaupt­

quartiers und der Stärkung der Europäischen Verteidi­

gungsagentur (EVA).

Ohne Großbritannien wird es für die verbliebenen EU- 

Mitglieder zukünftig leichter, sich auf eine Vertiefung 

der Kooperation zu einigen. Die seit 2016 erreichten 

Fortschritte in der verteidigungspolitischen Zusammen­

arbeit wurden nicht zuletzt dadurch möglich, dass die 

britische Regierung ihren Widerstand nach dem Brexit- 

Referendum aufgab. Obwohl die Sicherheitspolitik  

immer als Bereich galt, in dem beide Seiten ein hohes 

Interesse an einer engen Partnerschaft haben, muss 

diese Zusammenarbeit nun eben auf die britischen  

Ressourcen verzichten. Großbritannien gilt jetzt als 

Drittland. Es kann keine EU-Einsätze mehr führen, und 

auch die britische Rüstungsindustrie, eine der stärksten 

Europas, lässt sich nur noch eingeschränkt in gemein­

same Projekte einbeziehen.

Dennoch existieren Möglichkeiten für eine künftige Zu­

sammenarbeit zwischen EU-Mitgliedern und Großbri­

tannien. Die ständige strukturierte Zusammenarbeit 

(PESCO) sieht die Möglichkeit vor, auch Drittstaaten in 

Projekte einzubinden. Die von Macron ins Leben geru­

fene Europäische Interventionsinitiative, die der Entwick­

lung einer gemeinsamen strategischen Kultur dienen 

soll, schließt Großbritannien ein und wurde darum außer­

halb des EU-Rahmens angesiedelt. Auch hat Frankreich 

seine bilaterale Verteidigungskooperation mit Großbri­

tannien weiter intensiviert, und Deutschland, Frankreich 

und Großbritannien haben in jüngerer Zeit den im Zuge 

des Iran-Abkommens entwickelten E3-Rahmen erprobt, 

um in der Sicherheitspolitik gemeinsam aufzutreten.  

Außerdem bleibt Großbritannien NATO-Mitglied.

Auf diesen Wegen lässt sich von Fall zu Fall Kooperation 

organisieren. Dem Ziel einer eigenständig handlungsfä­

higen EU dienen sie allerdings bestenfalls indirekt. Eine 

gemeinsame Handlungsfähigkeit europäischer Staaten ist 

auch nach dem Brexit nicht völlig undenkbar geworden.  

Aber sie wäre wohl stärker außerhalb der EU anzusiedeln.

36	 Brexit: Auftakt oder Ende für die europäische strategische Autonomie? 
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DEN STRATEGISCHEN KOMPASS EUROPAS ENTWICKELN

Das Ziel strategischer Autonomie Europas setzt nicht nur eine klare Definition des  

europäischen Anspruchsniveaus voraus, sondern auch eine stärkere Balance von 

militärischen und zivilen Mitteln in Europas sicherheitspolitischem Instrumentenkasten.

Zwar hat Rüstungskooperation in Europa zunehmend an Fahrt aufgenommen → 3 /106–

108, aber bislang fehlt hier die Zielorientierung. Anstatt eine eigene Konzeption vorzu

legen, hat Deutschland lange auf einen Kurs gesetzt, der die europäische Verteidigungs

zusammenarbeit im Rahmen vieler einzelner Projekte weiterentwickelt und dabei mög- 

lichst viele Länder der EU an diesen konkreten Vorhaben beteiligt. Damit hat Deutsch-

land einen Kurs verfolgt, der dem französischen teilweise diametral gegenüberstand. 

Für die Weiterentwicklung der Europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik fehlte 

der EU demnach die Führung durch das deutsch-französische Tandem. Seit 2016 be-

stimmt weniger die Vision europäischer Autonomie die Verteidigungspolitik der EU, 

sondern das Klein-Klein verschiedener Initiativen zur vertieften verteidigungspolitischen 

Zusammenarbeit. Diese stehen nicht zwangsläufig im Zusammenhang mit der Debatte 

um die strategische Autonomie, sondern stellen unter anderem Reaktionen auf das bri-

tische Brexit-Referendum dar. PESCO, der Europäische Verteidigungsfonds (EDF), zu 

großen Teilen die European Peace Facility (EPF) sowie diverse Maßnahmen im Bereich 

Verteidigungsplanung wie die Koordinierte Verteidigungsplanung für Europa (CARD) 

und der erstmals mit dem NATO Defence Planning Process abgestimmte EU Capability  

Development Plan haben jedoch eines gemeinsam: Sie sind Mittel zu einem Zweck, der 

nicht näher definiert ist. Dies soll sich nun ändern.

Dass Deutschland seine Rolle in erster Linie im pragmatischen Zusammenführen unter

schiedlicher Standpunkte sieht, wurde auch im Rahmen seiner EU-Ratspräsidentschaft 

deutlich, während der es das Projekt des strategischen Kompasses lanciert hat. Dessen 

Ziel ist nicht nur, die unterschiedlichen strategischen Kulturen in Europa in einem zwei 

Jahre währenden Prozess zumindest anzunähern. Vor allem soll die EU sich auf konkrete 

Ziele im Rahmen ihrer Verteidigungspolitik festlegen. Dass die Bundesregierung die De

finition eines Anspruchsniveaus für die GSVP und eine Grundlage für die weitere Ver-

teidigungsplanung im EU-Rahmen anstrebt, ist grundsätzlich der richtige Schritt.

In der Entwicklung des strategischen Kompasses wird es besonders darauf ankommen, 

sowohl der zivilen als auch der militärischen Konfliktbearbeitung den jeweils richtigen 

Stellenwert einzuräumen. Denn den meisten sicherheitspolitischen Herausforderungen 

Europas wird mit militärischen Fähigkeiten allein nicht beizukommen sein. Dies zeigt 

exemplarisch eine Analyse der Herausforderungen und Bedrohungen, denen die EU im 

nächsten Jahrzehnt gegenüberstehen dürfte und die den Auftakt zur Ausarbeitung des 

strategischen Kompasses darstellt. Im November 2020 wurde dieser Bericht vorgelegt, 

mit dem die EU-Mitgliedsstaaten wichtiges Neuland betreten. Auch wenn der genaue 

Inhalt des Papiers nicht öffentlich ist, so ist doch bekannt, dass bestimmte Herausfor-

Statt einer übergreifenden 

Vision dominieren  

einzelne Initiativen  

die europäische  

Verteidigungspolitik 

Zivile und militärische 

Konfliktbearbeitung  

müssen im strategischen 

Kompass ihren Platz  

haben 
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derungen nach Ansicht der EU prägend für ihr Sicherheitsumfeld sind. Genannt werden 

zum einen regionale sowie gegen die EU gerichtete Bedrohungen: Dazu zählen Konflikte 

in der Nachbarschaft, aber auch Russland, China und angeblich die Türkei werden als 

Bedrohung gewertet, obwohl letztere offiziell immer noch den Status eines Beitrittskan-

didaten hat. Zum anderen wurden Querschnittsbedrohungen wie Terrorismus, ABC- 

Waffen, Desinformation und Radikalisierung identifiziert. Diese erste gemeinsame Be-

drohungsanalyse soll dazu dienen, eine strategische Kultur in der EU zu entwickeln. 

Mit der Fertigstellung dieses Berichts konzentriert sich die Arbeit bis 2022 auf die vier 

sogenannten Körbe des Kompasses: Krisenmanagement, Resilienz, Fähigkeitenentwick-

lung und Partnerschaften.

Damit der strategische Kompass der EU tatsächlich die nötige sicherheitspolitische 

Orientierung geben kann und nicht nur auf verteidigungspolitische Zusammenarbeit 

abstellt, muss die Bundesregierung sich stark mit eigenen Akzenten einbringen. Zeit  

ist genug: Erst unter der französischen Ratspräsidentschaft im Jahr 2022 soll der Kom-

pass abgeschlossen sein. Der Anspruch an diesen neuen strategischen Prozess, konkrete 

militärische Kooperation (im Rahmen von PESCO, EDF etc.) und industriepolitische 

Grundlagen zu verbinden, ist grundsätzlich richtig → 3 /108. Jedoch ist die Entwicklung 

einer Zielvision für die GSVP nur schwer möglich, solange die Arbeitsteilung zwischen 

EU und NATO nicht geklärt wird. Die Bundesregierung muss sich in den kommenden 

Jahren für eine klare Arbeitsteilung einsetzen und die Prozesse der programmatischen 

Fortentwicklung beider Institutionen zusammendenken (→ Kunz 2021). Und gerade 

weil die von der EU beschriebenen Herausforderungen sich kaum ausschließlich durch 

mehr militärische Kapazitäten bearbeiten lassen, muss die Bundesregierung in den Be-

reichen zivile GSVP und gesellschaftliche Resilienz deutliche Akzente setzen.

GSVP-MISSIONEN ALS BAUSTEIN STRATEGISCHER AUTONOMIE VERSTEHEN

Die GSVP-Missionen der EU sind der aktuell sichtbarste Beitrag der EU zur Förderung 

von Frieden und Sicherheit in der Welt. Sie stellen damit einen zentralen Baustein euro

päischer strategischer Autonomie dar. Sie sind so auszugestalten, dass die EU in der  

internationalen Friedensförderung eigenständig handlungsfähig und wirkmächtig wird. 

Eine Stärkung insbesondere der zivilen GSVP-Strukturen und -Fähigkeiten wird aller-

dings bislang abgekoppelt von der Debatte um militärische Fähigkeiten und Fragen euro

päischer strategischer Autonomie. Zivile und militärische Fähigkeiten der EU müssen 

besser verzahnt und in der Entwicklung strategischer Handlungsfähigkeit in der Frie-

densförderung gleichberechtigt sein.

Denn zivile Einsätze zur Friedensförderung und Stabilisierung machen aktuell den  

Löwenanteil laufender GSVP-Missionen aus. Der „Pakt für die zivile GSVP“ von 2018 

sollte die EU durch die Entwicklung zusätzlicher ziviler Fähigkeiten bis spätestens 

2023 in die Lage versetzen, umfassend und gut abgestimmt in Krisensituationen  

zu handeln. Die Umsetzung des Pakts geht allerdings nur schleppend voran und der 

Militärische und zivile 

Fähigkeiten der EU in  

GSVP-Missionen besser 

vernetzen
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Anteil des von den EU-Mitgliedsstaaten gestellten zivilen Personals sinkt weiter  

(→  Smit 2020: 7). Um insbesondere die zivile Komponente strategischer Autonomie der 

EU in der Friedenssicherung zu stärken, ist es geboten, den Pakt für die zivile GSVP in 

den kommenden zwei Jahren vollständig umzusetzen. Eine große Herausforderung für 

die Bundesregierung ist insbesondere die Verfügbarkeit hochqualifizierten Personals 

zur Entsendung in zivile Missionen, beispielsweise in Missionen mit einem Mandat zur 

Rechtsstaatsförderung oder Sicherheitssektorreform (SSR).

Ein weiterer zentraler Diskussionspunkt in der Entwicklung der GSVP ist die für 2021 

geplante Einführung der EPF zur Finanzierung außenpolitischer Maßnahmen mit  

verteidigungspolitischen Bezügen. Bei der Umsetzung der EPF muss die EU sicherstellen, 

dass Finanzierungsentscheidungen in diesem Rahmen kohärent mit entwicklungspoli-

tischen Aktivitäten zusammengeführt werden. Zudem ist der Übergang von der bishe-

rigen African Peace Facility (APF) zur EPF so zu gestalten, dass die regionale Afrikani-

sche Friedens- und Sicherheitsarchitektur keinen Schaden nimmt. Während die bisherige 

APF nur für Afrika und regionale Maßnahmen zuständig war, ist die EPF weltweit ein-

setzbar. In der Folge der Umstellung stehen aktuell deutlich weniger Mittel für die Unter-

stützung von Vorhaben der AU zur Verfügung. Auch institutionell ist die AU momentan 

Verliererin der Neustrukturierung. Bislang wird sie nicht, wie bisher, strukturell in die 

Verhandlungen zwischen EPF und Empfängerstaaten eingebunden, ihre bisherige Auf-

sichtsfunktion entfällt daher. Die Bundesregierung sollte bei den aktuellen Verhand

lungen und der Implementierung darauf hinwirken, dass die neue EPF die afrikanische 

Friedens- und Sicherheitsarchitektur stärkt und nicht schwächt.

Die Entwicklung grundlegender friedensfördernder ziviler und militärischer Fähigkeiten 

kann aber nur in einer Debatte über europäische strategische Autonomie angestoßen 

werden. Letzten Endes bemessen sich der zukünftige Erfolg und die Glaubwürdigkeit 

der EU in dieser Frage an der Wirksamkeit der getroffenen Maßnahmen. Um die Effek-

tivität bisheriger GSVP-Missionen zu erhöhen ist es erforderlich, ihre Ergebnisse stärker 

als bisher zu reflektieren und zu evaluieren. Dies muss mit einem verstärkten Risiko-

management einhergehen, um insbesondere im Feld der wachsenden polizeilichen und 

militärischen Ausbildungs- und Ausrüstungsmissionen nicht unbeabsichtigt die Akti

vitäten repressiver staatlicher Organe zu stärken. Ertüchtigungsaktivitäten, die zukünftig 

im Rahmen der neuen EPF auch die Weitergabe letaler Waffen zulassen, sind in den  

europäischen strategischen Rahmen für SSR-Maßnahmen einzubetten. Die Bundesre-

gierung sollte die eigenen Leitlinien dafür nutzen, um die politischen Ziele und die Um-

setzung solcher Maßnahmen auf EU-Ebene breiter zu diskutieren.

Afrikanische Friedens-  

und Sicherheitsarchitektur  

darf durch Neugestaltung 

der EU-Finanzierung  

von Maßnahmen keinen  

Schaden nehmen

GSVP-Missionen  
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Risikomanagement  
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GESELLSCHAFTLICHE RESILIENZ UND INNERE SICHERHEIT  

ZUM BESTANDTEIL EUROPÄISCHER AUTONOMIE MACHEN

Die Diskussion um europäische strategische Autonomie hat sich in der Vergangenheit 

meist auf Fragen klassischer Sicherheits- und Verteidigungspolitik nach außen konzen-

triert. In den letzten Jahren hat sich die EU aber im Rahmen der sogenannten „Sicher-

heitsunion“ auch nach innen vermehrt als Garantin umfassender Sicherheit für ihre  

die Bürger präsentiert. Jean-Claude Juncker griff dies während seiner Zeit als Kommis-

sionspräsident in der Vorstellung eines „Europa, das schützt“ auf. Europas Handlungs- 

und Gestaltungsfähigkeit beruht zu einem wesentlichen Teil auf funktionierenden demo

kratischen Institutionen und einem Mindestmaß an Zusammenhalt in und zwischen 

europäischen Gesellschaften. Gleichzeitig lassen sich diese Güter in Zeiten verbreiteter 

Verunsicherung und Polarisierung immer weniger einfach voraussetzen → 5 /144–147. 

Die Erfahrung der Covid-19-Pandemie zeigt, wie schnell die Handlungsfähigkeit Euro-

pas beim Schutz der eigenen Bevölkerung an ihre Grenzen kommt: Vertiefte Spaltungen 

und beschädigtes Vertrauen können die Folge sein, etwa bei der Beschaffung von Impf-

stoffen → 2 /85-86. Fragen gesellschaftlicher Resilienz und innerer Sicherheit sind daher 

wesentliche Bestandteile europäischer Autonomie und reflektieren zentrale Erwartungen 

vieler Bürger. Eine solche umfassende Sicherheits- und Schutzfunktion nach innen 

kann allerdings auch problematische Nebenwirkungen haben, die es zu beachten gilt.

Dies zeigt sich in den drei Schwerpunkten der Sicherheitsunion. Zum einen arbeitet die 

EU nach wie vor an der Stärkung institutioneller, rechtlicher und operativer Fähigkeiten 

im Kampf gegen Terrorismus und organisierte Kriminalität als traditionellem Kern innerer 

Sicherheit. Sie kann inzwischen auf eine Fülle regulativer Kompetenzen sowie ein breites 

Netzwerk unterschiedlicher Institutionen zurückgreifen. In diesem Bereich sollte die EU 

endlich altbekannte Probleme in Fragen der Kohärenz, Legitimität und Effektivität an-

gehen, anstatt Autonomie vor allem in Kategorien operativer und regulativer Kapazitäten 

zu denken und immer neue Maßnahmen, Datenbanken und Agenturen einem zunehmend 

unübersichtlichen Geflecht hinzuzufügen. Die Bundesregierung sollte daher auf eine 

systematische Evaluierung sowie verbesserte Umsetzung vorhandener Maßnahmen 

drängen, die dann – wo notwendig – punktuell zu ergänzen sind.

Ein zweiter Schwerpunkt betont die Resilienz besonders verwundbarer Gesellschaften 

und Infrastrukturen in Zeiten der Krise. Die Covid-19-Pandemie hat dabei den Schutz  

von Gesundheitsinfrastrukturen und globalen Lieferketten als Aspekt umfassender 

Sicherheit in den Fokus gerückt → 2 /80–90. Im Zentrum stehen aber Fragen der Digi-

talisierung und die Bedrohung durch hybride Gefahren, insbesondere im Kontext des 

Großprojektes einer „digitalen Souveränität“ Europas. Bedroht sind hier nicht nur kriti-

sche Infrastrukturen im engeren Sinne, sondern auch demokratische Institutionen und 

Verfahren, etwa durch digitale Desinformation. Wichtig ist daher, Autonomie und Resi-

lienz nicht nur technologisch zu denken. Sie dürfen sich nicht im Aufbau technologischer 

Fähigkeiten, der Errichtung einer Cybersicherheitsagentur oder einer gemeinsamen  

Innere Sicherheit und  

gesellschaftliche Resilienz 

sind Kernaufgaben Europas
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Industriestrategie erschöpfen. Die EU sollte die angestrebte Unabhängigkeit von ame

rikanischen Tech-Giganten zur demokratischen, rechtsstaatlichen und sozialen Gestal-

tung des digitalen Raumes nutzen. Selbst in vielen EU-Ländern werden digitale Über

wachungstechnologien an autoritäre Staaten geliefert, und manche illiberalen Regime 

innerhalb der EU stützen sich selbst auf digitale Technologien. Zudem stellt sich die 

Herausforderung, einen europäischen Weg aufzuzeigen, um im digitalen Raum Hass

rede zu regulieren und Meinungsfreiheit zu gewährleisten. 

Ein dritter Bereich bezieht sich auf die Bewahrung von Sicherheit in einem noch umfas-

senderen Sinne. Die EU-Kommission unter Ursula von der Leyen betont den Schutz der 

„europäischen Lebensweise“ als ein zentrales Ziel. Inhaltlich gefüllt wird dieser Begriff 

allerdings meist eher lose mit allgemeinen Verweisen auf liberale Werte wie Rechtsstaat-

lichkeit oder Menschenrechte. Dieses Selbstbild wird aber angreifbar, wenn die EU oder 

einzelne Mitgliedsländer sich selbst nicht daran orientieren, etwa mit Blick auf illiberale 

Tendenzen in Ländern wie Ungarn und Polen oder die europäische Asylpolitik. Die hier 

vorgenommene Verknüpfung von Sicherheit und Identität ist aber auch grundsätzlich 

ambivalent. Die zu bewahrende „europäische Lebensweise“ bleibt schnell entweder sehr 

allgemein oder sie erfolgt in strikter Abgrenzung von bestimmten Gruppen und Über-

zeugungen, was in pluralistischen Demokratien Exklusion und Polarisierung befördern 

kann. Entscheidend wäre daher, eine inklusive, Vielfalt ermöglichende Vorstellung von 

Sicherheit innerhalb europäischer Gesellschaften zu entwickeln.

Eine inklusive, Vielfalt  

ermöglichende Idee  

von Sicherheit  

für Europa entwickeln
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schlussfolgerungen
 

Die skizzierten Debatten verweisen auf eine zentrale ungelöste Herausforderung für die 

europäische strategische Autonomie, denn nach wie vor sind die Parameter einer zukünf­

tigen europäischen Friedens- und Sicherheitsordnung ungeklärt. Dies liegt auch daran, 

dass Europa zentrale Eckpfeiler nicht alleine gestalten kann: sei es das transatlantische 

Verhältnis und die Frage der Emanzipation europäischer Handlungsfähigkeit von den USA, 

oder sei es die Frage der Einbindung Russlands in eine gesamteuropäische Sicherheitsord­

nung. Nicht zuletzt zeigt die akute Relevanz neuer Herausforderungen im Feld der Cyber­

sicherheit, der globalen Gesundheit oder der gesellschaftlichen Resilienz, dass Fragen 

europäischer Autonomie auch jenseits der Entwicklung verteidigungspolitischer Kapazi­

täten an Relevanz gewinnen. In der globalen Pandemie wurde dies zuletzt in der Frage der 

Lieferketten bei der Bereitstellung von medizinischem Material und Impfstoffen deutlich.

Die Debatte um die Entwicklung militärischer Fähigkeiten für die EU ist folglich um friedens- 

und sicherheitspolitische Prioritäten zu erweitern. Zunächst muss es darum gehen, nicht 

nur das „Wie“ – also die spezifischen Fähigkeiten –, sondern auch das „Wofür“ europäischer  

Autonomie zu schärfen. Der laufende Prozess der Entwicklung eines strategischen Kompas­

ses ist richtig und muss im kommenden Jahr zu einem erfolgreichen Abschluss gebracht 

werden. Hier sollte sich die Bundesregierung mit konzeptionellen Vorschlägen einbringen,  

die über das reine Zusammenführen von Positionen hinausgehen. Eine weitere klare friedens­

politische Forderung ist die schnelle Erweiterung auch der zivilen Kapazitäten der GSVP, 

um das in die Krise geratene globale System der Friedenssicherung der VN nachhaltig  

unterstützen zu können.  Nicht zuletzt muss die EU Fragen der gesellschaftlichen Resilienz 

und der inneren Sicherheit als Feld europäischer Autonomie begreifen. In einer global 

verflochtenen Welt muss die EU ihre Autonomie in den Feldern der Cyber- und der Wirt­

schaftspolitik ausbauen, um auch im Inneren handlungsfähig zu bleiben und eine Schutz­

funktion für die Bürger zu übernehmen.

Die strategische Autonomie Europas neu zu denken und dabei dezidiert auch ihr friedens­

politisches Potenzial zu betonen, kann der europäischen Außen- und Sicherheitspolitik 

neue Impulse geben. Gerade die Verflechtung unterschiedlichster Krisenkonstellationen 

unterstreicht aber die Komplexität dieses Unterfangens. Um Erfolge zu erzielen, bedarf 

es nicht nur gezielter Überlegungen über Instrumente und Maßnahmen. Vielmehr ist es 

ebenso notwendig, eine gemeinsame politische Vision zu entwickeln. Dies ist bereits zwi­

schen den europäischen Staaten keine Selbstverständlichkeit, sollte aber auch die Bürger 

Europas stärker einbeziehen. Denn das Friedensprojekt Europa bedarf einer breiten ge­

sellschaftlichen Unterstützung. Die Bundesregierung sollte sich daher für eine konzeptio­

nelle Debatte über Ziele und Ideale der strategischen Autonomie Europas einsetzen und 

die friedenspolitischen Perspektiven sowie die Notwendigkeit einer eng abgestimmten 

Entwicklung der europäischen Sicherheitsarchitektur betonen.
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